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Erläuterungen 

Allgemeiner Teil 
Mit beiliegender Verordnung wird gemäß § 21 Abs. 2 Abschlussprüfer-Aufsichtsgesetz (APAG) sowohl 
die Gesamthöhe des Finanzierungsbeitrags für Inspektionen als auch die Berechnung des Anteils eines 
Abschlussprüfers oder einer Prüfungsgesellschaft, der oder die eine Abschlussprüfung bei einem 
Unternehmen von öffentlichem Interesse durchführt, an der Gesamthöhe des Finanzierungsbeitrags 
festgelegt. Da sich § 21 Abs. 2 im Zusammenhang mit der Novellierung des APAG idF BGBl. I 
Nr. 6/2026 verändert hat, ist eine Neuverordnung indiziert. 

Besonderer Teil 
Zu § 1: 
Durch die Novellierung des APAG wurden die Kostenstellen in § 20 Abs. 1 APAG neu geregelt, wodurch 
die Kostenstelle „Kosten für Inspektionen“ entfallen ist. Als neue, auch extern nachvollziehbare 
Bezugsgröße wird daher von der Summe aller Honorare für im vorangegangenen Kalenderjahr 
abgerechneten Abschlussprüfungsaufträge (Jahresabschluss- und Konzernabschlussprüfungen) bei 
Unternehmen von öffentlichem Interesse ausgegangen. Der jährlich einzuhebende Finanzierungsbeitrag 
bemisst sich an den zu erwartenden Aufwendungen im Zusammenhang mit Inspektionen. Diese sind im 
Rahmen der Budgeterstellung gemäß § 18 APAG zu errechnen, wenn dies nicht möglich ist, zu schätzen 
und dem Aufsichtsrat zur Genehmigung vorzulegen. Die Gesamthöhe des Finanzierungsbeitrags darf 
höchstens bis zu 2 vH der gemäß § 59 Z 3 APAG im laufenden Kalenderjahr gemeldeten gesamten 
Honorarsumme für die im vorangegangenen Kalenderjahr abgerechneten Abschlussprüfungsaufträge bei 
Unternehmen von öffentlichem Interesse betragen.  
Weiters wurde durch die Novellierung des APAG auch der Gegenstand der Inspektionen um die 
Überprüfung der Angemessenheit und Wirksamkeit der Regelungen für die interne Qualitätssicherung 
eines Prüfungsbetriebs im Zusammenhang mit Prüfungen der Nachhaltigkeitsberichterstattung erweitert. 
Dieser Mehraufwand ist bei der Festsetzung des Finanzierungsbeitrags zu berücksichtigen. 
Zu § 2: 
Basis der Berechnung des Anteils eines Abschlussprüfers oder einer Prüfungsgesellschaft an der 
Gesamthöhe des Finanzierungsbeitrags gemäß § 1 sind die gemäß § 59 Z 3 APAG für das 
vorangegangene Kalenderjahr gemeldete Anzahl der übernommenen Abschlussprüfungsaufträge 
einerseits und die Höhe der Honorarsummen für die abgerechneten Abschlussprüfungsaufträge 
andererseits, jeweils bei Unternehmen von öffentlichem Interesse. 
Als Anzahl der übernommenen Abschlussprüfungsaufträge werden seitens der 
Abschlussprüferaufsichtsbehörde (APAB) jene Aufträge angesehen, welche im Kalenderjahr 
abgeschlossen wurden und dies am Datum des erteilten oder versagten Bestätigungsvermerks erkennbar 
ist. Einzel- und Konzernprüfungen gelten als zwei verschiedene Aufträge und werden daher separat 
gezählt. Unter Honorar eines abgerechneten Prüfungsauftrags ist das gesamte Honorar zu verstehen, 
welches für einen im Kalenderjahr abgeschlossenen Abschlussprüfungsauftrag (Datum des 
Bestätigungsvermerkes) abgerechnet wurde oder wird. Das gesamte Honorar umfasst auch die 
Barauslagen und bemisst sich nach allen Teilrechnungen, egal ob diese bereits davor (also vor dem 
vorangegangenen Kalenderjahr) abgerechnet wurden oder erst danach abgerechnet werden. In letzterem 
Fall sind die bereits vereinbarten Restbeträge oder die noch fehlenden Teile auf die nicht fakturierte 
Auftragssumme anzusetzen. Es ist in jedem Fall irrelevant, wann Zahlungen erfolgt sind. Zusatz- oder 
Sonderprüfungen gelten nicht als Abschlussprüfungen, auch wenn diese im Rahmen derselben beauftragt 
und/oder abgehandelt werden. 
Diese Meldungen haben gemäß § 59 erster Satz APAG bis längstens 31. Jänner jedes folgenden 
Kalenderjahres zu erfolgen. Eine bescheidmäßige Vorschreibung des Inspektionsfinanzierungsbeitrages 
erfolgt bis 31. März. 
Zu § 3: 
Da ein Prüfungsauftrag in der Regel einen vergleichbaren Inspektionsaufwand verursacht, soll künftig 
statt eines verringerten Finanzierungsbeitrags für die ersten fünf Abschussprüfungsaufträge ein 
einheitlicher Kostensatz je Abschlussprüfungsauftrag vorgeschrieben werden. Dadurch wird das bislang 
bestehende Missverhältnis zwischen dem für die Inspektion von Prüfungsbetrieben mit vergleichsweise 
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wenigen Abschlussprüfungsaufträgen angefallenen Aufwand und den von diesen geleisteten 
Finanzierungsbeiträgen beseitigt. 
Zu § 4: 
Der an der Honorarsumme bemessene Anteil soll die Differenz zwischen dem gemäß § 1 ermittelten 
Finanzierungsbeitrag und der Summe der fixen Beträge gemäß § 2 Z 1 iVm § 3 abdecken. Dazu wird 
dieser Restbetrag auf alle gemeldeten Abschlussprüfer und Prüfungsgesellschaften, die eine 
Abschlussprüfung bei einem Unternehmen von öffentlichem Interesse durchführen, anteilig im Verhältnis 
der gemeldeten Honorarsumme zur Gesamtsumme aller gemeldeten Honorare aufgeteilt.  
Zu § 5: 
§ 5 enthält die Inkrafttretens- sowie die Außerkrafttretensbestimmung. 
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